
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Dr. Danyal Bayaz, Anja Hajduk, Katharina Dröge, Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn, Claudia Müller, Dieter Janecek, Sven-Christian Kindler, Stefan 
Schmidt und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Planungsstand des „Zukunftsfonds“/Beteiligungsfonds für Zukunftstechnologien

In Deutschland fehlt es nach Ansicht der Fragesteller an Later-Stage-
Wagniskapital, d. h. Startup-Finanzierungen ab einer Größe von 10 bis 15 Mio. 
Euro. Größere Investitionsrunden finden fast ausnahmslos mit außereuropäi-
schen Wagniskapitalgebern statt. Das hat zur Folge, dass Rendite und damit In-
novationspotenzial verloren geht.
Die Bundesregierung plant laut Zeitungsberichten eine neue milliardenschwere 
Kapitalsammelstelle, gespeist aus staatlichen und privaten Geldern („Bundes-
regierung plant einen milliardenschweren Fonds für Deutschland“ in Handels-
blatt vom 12. Dezember 2019 https://www.handelsblatt.com/politik/deutschlan
d/start-up-finanzierung-bundesregierung-plant-einen-milliardenschweren-fond
s-fuer-deutschland/25322864.html?ticket=ST-3608628-K2zahMfC2oVuNK9Q
B S J p -ap6). Auch der Startup-Beauftragte der Bundesregierung, Thomas 
Jarzombek, hat einen Fonds mit einem Volumen von 10 Mrd. Euro angekündigt 
(„Jetzt kommt der Zukunftsfonds mit 10 Mrd. Euro“ in Gründerszene vom 
19. Dezember 2019 https://www.gruenderszene.de/business/thomas-jarzombe
k-interview).
Laut dem Geschäftsführer der KfW Capital, Alexander Thees, wurde die Stel-
lenaufstellung der KfW Capital mit 21 Mitarbeitern nicht ausgeschöpft; ein 
weiterer personeller Aufbau sei vorgesehen (Protokoll vom 5. April 2019 des 
Unterausschusses zur regionalen Wirtschaftsförderung).
Laut CEO Anja Mikus wird der Kenfo 30 Prozent des Gesamtvolumen von 
24 Mrd. Euro in Private Equity investieren („Germany’s Wealth Fund to Go 
Where Even Norway Fears to Tread“ in Bloomberg vom 24. Oktober 2019 
https://www.bloomberg.com/news/articles/2019-10-24/germany-s-wealth-fund-
to-go-where-even-norway-fears-to-tread?srnd=markets-vp).

Wir fragen daher die Bundesregierung:
 1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Verfügbarkeit von Later-Stage-

Wagniskapital bzw. Growth-Wagniskapital (Finanzierungen ab einer Grö-
ße von 10 bis 15 Mio. Euro) in Deutschland, und welche Anstrengungen 
werden unternommen, um privates Kapital für Investitionen in Wagniska-
pital zu mobilisieren?
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 2. Wie viele Investitionsrunden ab einer Größe von 10 bis 15 Mio. in deut-
sche Startups fanden in den Jahren 2017, 2018 und 2019 statt (bitte die 
Anzahl der Startups, Anzahl und Sitz der Investoren sowie investierte Vo-
lumina angeben)?

 3. Wie sieht der Zeitplan für die Umsetzung des Beteiligungsfonds für Zu-
kunftstechnologien aus, der laut Antwort der Bundesregierung auf Bundes-
tagsdrucksache 19/16622 vom 15. Januar 2020 vom Koalitionsausschuss 
beschlossen wurde, und werden schon Kriterien für die Vergabe entwi-
ckelt?

 4. Kann die Bundesregierung bestätigen, dass ein Fonds mit einem Volumen 
von 10 Mrd. Euro geplant ist (siehe Thomas Jarzombek, Startup-
Beauftragter der Bundesregierung, „Jetzt kommt der Zukunftsfonds mit 
10 Milliarden Euro“ in Gründerszene vom 19. Dezember 2019 https://ww
w.gruenderszene.de/business/thomas-jarzombek-interview)?

 5. Aus welchen Quellen sollen die Gelder bereitgestellt werden?
Welche privaten Investoren soll der Fonds ansprechen?

 6. Woran liegt es nach Ansicht der Bundesregierung, dass institutionelle An-
leger, insbesondere Versicherungsgesellschaften, nicht in Wagniskapital 
investieren?

 7. Welche Probleme ergeben sich für institutionelle Anleger, die in Wagnis-
kapital investieren möchten, durch die Vorgaben von Solvency II?

 8. Welche Probleme durch die Vorgaben von Solvency II für institutionelle 
Anleger, die in Wagniskapital investieren möchten, werden durch den ge-
planten Fonds adressiert, und welche nicht?

 9. Haben die Versicherungsgesellschaften die gleichen Probleme im EU-
Ausland?
Wenn nein, wieso nicht?

10. Welche Möglichkeiten soll es geben, in die Struktur zu investieren?
11. Was für eine Laufzeit des Fonds ist vorgesehen?
12. Ist eine Tranchierung vorgesehen?

Welche davon ist für institutionelle Investoren vorgesehen?
Wie ist die Ertragsverteilung und Risikoverteilung über die Tranchen ge-
plant?

13. Gibt es bereits Investitionszusagen von institutionellen Investoren?
Wenn ja, in welcher Höhe?

14. Gibt es inhaltliche Vorgaben für die Projekte bzw. Unterfonds, in die der 
Fonds investieren soll,
a) etwa mit Bezug auf Klimaschutz, Gesundheit, Bildung oder nach den 

Environmental, Social-and-Governance(ESG)-Kriterien;
b) oder etwa geografische Kriterien wie z. B. Sitz der Unterfonds, Sitz der 

Asset Manager oder Sitz der in die zu investierenden Unternehmen;
c) oder etwa Investitionen, die ausgeschlossen werden sollen, wie z. B. 

Kohleverstromung, Atomkraft, Kriegswaffen und Handwaffen oder 
z. B. Landminen?

15. Welche Maßnahmen sollen ergriffen werden, um die Einhaltung solch in-
haltlicher Vorgaben wie aus Frage 8 einzufordern und zu überprüfen?
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16. Gibt es bei der KfW Capital inhaltliche Vorgaben für die Unterfonds, in 
die investiert werden soll,
a) etwa mit Bezug auf Klimaschutz, Gesundheit, Bildung oder nach den 

Environmental, Social-and-Governance(ESG)-Kriterien;
b) oder etwa geographische Kriterien für den Sitz der Unterfonds;
c) oder etwa Investitionen, die ausgeschlossen werden sollen, wie z. B. 

Kohleverstromung, Atomkraft, Kriegswaffen und Handwaffen oder 
z. B. Landminen?

17. Welche Maßnahmen ergreift die KfW Capital, um die Einhaltung solch in-
haltlicher Vorgaben wie in Frage 10 einzufordern und zu überprüfen?

18. Sieht die Bundesregierung beihilferechtliche Probleme, wenn der Staat In-
vestitionen institutioneller Anleger absichert und die Erträge dieser abgesi-
cherten Investitionen nicht an den Staat zurückfließen?
Wenn ja, in welchen Konstellationen könnte es zu beihilferechtlichen 
Problemen kommen?

19. Wer soll über die Investmentstrategie entscheiden, etwa die KfW oder eine 
aufzubauende Stiftung wie beim Fonds zur Finanzierung der kerntechni-
schen Entsorgung (Kenfo)?

20. Inwiefern soll sich der neue Fonds von der KFW Capital unterscheiden?
21. Erwägt die Bundesregierung die Einrichtung einer neuen Struktur anstatt 

einer Erweiterung der Aufgaben der KfW Capital?
Wenn ja, aus welchen Gründen?

22. Wie viele Mitarbeiter sind mittlerweile bei der KfW Capital angestellt?
23. Wie viele Stellen bei welchen Organisationen sind für den neuen Startup-

Zukunftsfonds vorgesehen?
24. Welche anderen Programme zur Verbesserung der Wagniskapitalverfüg-

barkeit in Deutschland sind geplant (bitte die zu investierenden Mittel und 
Gesamtvolumen angeben)?

25. Welche jährliche Rendite hat der Kenfo seit 2017 erwirtschaftet?
26. Hat die Bundesregierung Kenntnis, ob davon auch in Wagniskapital inves-

tiert wird (bitte mit Prozentangabe im Verhältnis zum Gesamtvolumen)?
27. Welche jährliche Rendite haben der High-Tech-Gründerfonds und copari-

on erwirtschaftet (bitte seit Gründung der Gesellschaft als Gesamtwert und 
für einzelne Fondsgenerationen aufschlüsseln)?

28. Gibt es mittlerweile weiterführende Planungen zu dem Vorhaben der 
Bundesregierung, sich für eine stärkere Verbreitung von Mitarbeiterkapi-
talbeteiligungen einzusetzen und neue Formen der Mitarbeiterbeteiligung 
zu prüfen (siehe Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 
19/7496)?

29. Wann plant die Bundesregierung, die beschlossene Erhöhung des steuerli-
chen Freibetrags für Mitarbeiterbeteiligungen auf 720 Euro umzusetzen, 
und wann soll diese in Kraft treten?
a) Sind perspektivisch weitergehende Erhöhungen geplant?
b) Wenn ja, wann sollen diese umgesetzt werden und in Kraft treten?
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30. Plant die Bundesregierung, den Besteuerungszeitpunkt oder die Art der 
Besteuerung für Mitarbeiterbeteiligungen zu verändern?
Wenn ja, wann sollen diese in Kraft treten?

31. Plant die Bundesregierung, die rechtlichen Rahmenbedingungen von Vir-
tual Options zu verbessern, und wenn ja,
a) welche Maßnahmen sind dazu geplant, und
b) wann sollen diese umgesetzt werden und in Kraft treten?

Berlin, den 3. März 2020

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion
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